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5 9 . Verordnung des Bundesministeriums für
Finanzen vom 6. Feber 1967 über die Auf-
stellung von Durchschnittssätzen für die Er-
mittlung des Umsatzes und des Gewinnes bei

nichtbuchführenden Gewerbetreibenden

Auf Grund des § 29 des Einkommensteuer-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 1/1954, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 283/1957 und des
§ 13 Abs. 9 des Umsatzsteuergesetzes 1959, BGBl.
Nr. 300/1958, wird verordnet:

§ 1. Die in den folgenden Bestimmungen auf-
gestellten Durchschnittssätze für die Ermittlung
des steuerpflichtigen Gewinnes und Umsatzes
sind auf die Gewerbetreibenden der im § 4 Abs. 1
angeführten Gewerbezweige anzuwenden, wenn
weder ordnungsmäßige Bücher noch Aufzeich-
nungen geführt werden, die eine Gewinnermitt-
lung nach § 4 des Einkommensteuergesetzes 1953
und eine Umsatzermittlung ermöglichen.

§ 2. (1) Die Durchschnittssätze sind nur auf
jene Gewerbetreibenden der im § 4 Abs. 1 ange-
führten Gewerbezweige anzuwenden, in deren
Betrieb im Kalenderjahr nicht mehr als durch-
schnittlich drei Gehilfen oder Kinder des Ge-
werbetreibenden, die ihre Lehrzeit beendet haben,
beschäftigt werden und nicht ein Umsatz oder
ein Gewinn erzielt wird, der den auf Grund der
höchsten Kennzahl (§ 4 Abs. 1) errechneten Um-
satzbetrag beziehungsweise den Betrag der höch-
sten Gewinnstufe G12 (§ 3 Abs. 1) erheblich
überschreitet. Bei der Ermittlung der durch-
schnittlichen Gehilfenzahl sind Gehilfen, die spä-
testens mit dem Ablauf der dreimonatigen Be-

haltspflicht aus dem Betrieb ausscheiden, nicht
mitzuzählen.

(2) Die Einstufung in die im § 3 Abs. 1 ange-
führten Gewinnstufen (G, G1 bis G12) ist nach
der örtlichen Lage des Betriebes (Großstadt,
Kleinstadt, Landbezirk, Lage innerhalb des
Ortes), seiner maschinellen Ausstattung, dem
Waren(Material)eingang und nach sonstigen den
Gewinn beeinflussenden Umständen vorzuneh-
men. Entscheidend für die Einstufung sind die
im Veranlagungszeitraum vorliegenden Merk-
male. Wird die Einstufung in eine niedrigere
Gewinnstufe als im Vorjahr beantragt, so wird
bei Prüfung der Berechtigung dieses Antrages zu
beachten sein, daß verschiedene Branchen und
Einzelbetriebe an der konjunkturellen Entwick-
lung nicht oder nur in geringem Ausmaß Anteil
genommen haben.

(3) Die Wahl einer Kennzahl (§ 4 Abs. 1) ist
ebenfalls nach den im Abs. 2 genannten Merk-
malen vorzunehmen. Die niedrigste Kennzahl ist
in der Regel nur bei Betrieben anzuwenden, in
denen höchstens ein Gehilfe beschäftigt wird, so-
fern nicht nach den Umständen des einzelnen
Falles eine höhere Kennzahl zu wählen ist.

(4) Die Einstufung in eine der Gewinnstufen
und die Wahl der Kennzahl obliegt dem Finanz-
amt. Vorher soll ein Gutachten (Einstufungsvor-
schlag) der örtlich zuständigen Kammer der ge-
werblichen Wirtschaft über die Umstände bei-
gebracht werden, die nach § 2 Abs. 2 und 3 für
die Einstufung in die Gewinnstufen und die Wahl
einer Kennzahl maßgebend sind.

§ 3. (1) Als Gewinn im Sinne des Einkommen-
steuergesetzes 1953 gilt
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(2) Der infolge Alters geminderten Leistungs-
fähigkeit des Gewerbetreibenden ist durch einen
Abschlag vom Gewinn Rechnung zu tragen. Der
Abschlag beträgt
für Gewerbetreibende vom voll-

endeten 60. bis zum vollende-
ten 65. Lebensjahr 1/8 (12'5 v. H.)

für Gewerbetreibende vom Be-
ginn des 66. bis zum vollende-
ten 70. Lebensjahr 1/4 (25 v. H.)

für Gewerbetreibende vom Be-
ginn des 71. Lebensjahres . . . . 1/2 (50 v. H.)

der für den alleinarbeitenden Gewerbetreibenden
geltenden Sätze (G, G1 bis G12).

(3) Beschäftigt ein Gewerbetreibender auch
Gehilfen, so ist bei der Berechnung des Alters-
abschlages ebenfalls von den für den alleinarbei-
tenden Gewerbetreibenden geltenden Gewinn-
sätzen auszugehen. Vor der Berechnung des
Altersabschlages ist jedoch von den für den allein-
arbeitenden Gewerbetreibenden geltenden Ge-
winnsätzen ein Abschlag für unproduktive Ar-
beit des Meisters infolge Gehilfenbeschäftigung
(Abs. 4) abzuziehen.

(4) Der Abschlag für unproduktive Arbeit des
Gewerbetreibenden ist bei Beschäftigung von
einem Gehilfen mit 10 v. H., bei Beschäftigung

von zwei Gehilfen mit 20 v. H und bei Beschäf-
tigung von drei Gehilfen mit 25 v. H. der für
den alleinarbeitenden Gewerbetreibenden gelten-
den Sätze anzunehmen.

(5) Lehrlinge und der im Betrieb mitarbeitende
Ehegatte sind bei der Ermittlung der Bemessungs-
grundlage für die Einkommen- und Gewerbe-
steuer nicht zu berücksichtigen. Als Lehrlinge
gelten auch Gehilfen, die spätestens mit dem Ab-
lauf der dreimonatigen Behaltspflicht aus dem
Betrieb ausscheiden.

(6) Im Betrieb als Dienstnehmer beschäftigte
Kinder des Gewerbetreibenden sind je nach Art
ihrer Verwendung entweder als Gehilfen oder
als Lehrlinge zu berücksichtigen. Legt der Ge-
werbetreibende begründet dar, daß er sein Kind
nach Beendigung der Lehrzeit nicht als Dienst-
nehmer beschäftigt, sondern im Betrieb ohne
Lohn mitarbeiten läßt, so sind den gemäß Abs. 1
geltenden Sätzen für jedes auf diese Art mit-
arbeitende Kind 10.000 S zuzurechnen.

§ 4. (1) Die für die Umsatzbesteuerung maß-
gebende Bemessungsgrundlage ist beim allein-
arbeitenden Gewerbetreibenden durch Verviel-
fachung des Gewinnes (§ 3) mit einer Kennzahl
zu ermitteln. Die Kennzahlen für die einzelnen
Gewerbezweige betragen:



17. Stück — Ausgegeben am 24. Feber 1967 — Nr. 59 485



486 17. Stück — Ausgegeben am 24. Feber 1967 — Nr. 59

Die Kennzahl für Hausgewerbetreibende Klei-
dermacher und Störschneider beträgt bei un-
wesentlichem Material- und sonstigem Betriebs-
aufwand 1,2.

(2) Die Bemessungsgrundlage für die Umsatz-
steuer für Betriebe mit Gehilfen ist wie folgt zu
berechnen:

Den Sätzen, die als Gewinn (§ 3 Abs. 1 und 2)
für den alleinarbeitenden Gewerbetreibenden an-
zunehmen sind, verkürzt um den Abschlag für

unproduktive Arbeit (§ 3 Abs. 4), sind für jeden
Gehilfen 20.000 S zuzuschlagen. Für jeden Lehr-
ling im zweiten Lehrjahr sind 5000 S und für
jeden Lehrling im dritten und vierten Lehrjahr
10.000 S zuzuschlagen. Diese Beträge sind
Jahresbeträge für 52 Lohnwochen. Für nach
kürzeren Zeiträumen zu berechnende Zuschläge
sind die Jahresbeträge auf einen den Lohnwochen
entsprechenden Teilbetrag umzurechnen. Als
Lehrling im dritten und vierten Lehrjahr gelten
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auch Gehilfen, die spätestens mit dem Ablauf
der dreimonatigen Behaltspflicht aus dem Betrieb
ausscheiden. Der Gesamtbetrag ist mit der Kenn-
zahl zu vervielfachen. Lehrlinge im ersten Lehr-
jahr sind bei Ermittlung der Bemessungsgrund-
lage für die Umsatzsteuer nicht zu berücksich-
tigen.

(3) Bei Mischbetrieben (zum Beispiel Tischler
und Wagner) ist für die Umsatzermittlung der
Kennzahlenrahmen des Gewerbezweiges anzu-
wenden, der die höheren Kennzahlen aufweist.

(4) Die Gewerbetreibenden haben für die An-
wendung der Umsatzsteuerbefreiung der Umsätze
aus der Tätigkeit als Hausgewerbetreibender
diese Umsätze durch Auftraggeberbestätigung
nachzuweisen. Als Gesamtumsatz gilt auch bei
Inanspruchnahme der Umsatzsteuerbefreiung
nach § 4 Abs. 1 2. 17 des Umsatzsteuergesetzes
1959, BGBl. Nr. 300/1958, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 170/1961, der nach
Durchschnittssätzen ermittelte Umsatz.

(5) Bei Steuerpflichtigen, die erstmals nach
Durchschnittssätzen veranlagt werden, ist dem
nach Durchschnittssätzen errechneten Umsatz die
am Ende des vorausgegangenen Jahres bestehende
Summe der Forderungen hinzuzurechnen und die
zum gleichen Zeitpunkt bestehende Summe der
Kundenvorauszahlungen vom Umsatz abzurech-
nen, wenn der Umsatz bisher nach vereinnahm-
ten Entgelten versteuert worden ist. Bei Über-
gang von der Veranlagung nach Durchschnitts-
sätzen zur Umsatzversteuerung nach verein-
nahmten Entgelten ist die Summe der Forderun-
gen am Ende des letzten Jahres der Durch-
schnittssatzveranlagung vom Gesamtumsatz des
darauffolgenden Jahres wieder abzuziehen und
sind diesem Umsatz die zum gleichen Zeitpunkt
bestehenden Kundenvorauszahlungen zuzurech-
nen.

(6) Die Gewerbetreibenden haben Umsatz-
steuervorauszahlungen für die nach Durch-
schnittssätzen ermittelten Umsätze nach Zustel-
lung des Steuerbescheides von einem Zwölftel
der sich nach dieser Verordnung ergebenden
Umsatzsteuerbemessungsgrundlage zu errechnen
und zu entrichten.

§ 5. Bei Vorliegen berücksichtigungswürdiger
Umstände, wie zum Beispiel bei zusammen län-
ger als 30 Tage innerhalb des Kalenderjahres
währender Krankheit und dadurch bedingter
völliger Arbeitsunfähigkeit des Gewerbetreiben-
den oder eines Gehilfen, bei Unglücksfällen (zum
Beispiel Brand) oder bei Vorliegen sonstiger die
Ausübung der gewerblichen Tätigkeit wesentlich
beeinträchtigender Tatsachen sind die nach
Durchschnittssätzen ermittelten Bemessungs-
grundlagen für die Einkommen-, Gewerbe- und
Umsatzsteuer auf Antrag verhältnismäßig zu
kürzen. Ein nach § 3 Abs. 2 beantragter Alters-
abschlag bleibt hiedurch unberührt.

§ 6. Eine Kürzung der Bemessungsgrundlagen
für die Einkommen-, Gewerbe- und Umsatz-
steuer ist auf Antrag auch dann vorzunehmen,
wenn der Gewerbetreibende nachweist oder zu-
mindest glaubhaft macht, daß er seinen Betrieb
— bedingt etwa durch örtlich beschränkten
Kundenkreis oder anderwärtige Berufsausübung,
zum Beispiel in der Landwirtschaft — durch
weniger als 200 Stunden im Monat aufrecht-
erhält. Die Kürzung ist entsprechend der Zeit
des Nichtbetriebes vorzunehmen. Unter „Nicht-
betrieb" ist nicht nur eine Schließung des Be-
triebes zu verstehen, sondern er ist auch dann
anzunehmen, wenn aus den oben angeführten
Umständen die praktische Ausübung des Gewer-
bes zeitweilig ruht. Nichtbetrieb ist auch dann
anzunehmen, wenn ein alleinarbeitender Ge-
werbetreibender täglich mehr als zwei Stunden
während der Anbau- oder Erntezeit in seiner
Landwirtschaft arbeitet. Die Entgegennahme von
Aufträgen durch Familienangehörige ist kein
Grund, eine Kürzung der Bemessungsgrundlagen
im Sinne dieser Bestimmung zu versagen.

§ 7. Die Bestimmungen dieser Verordnung
sind sinngemäß auf Witwenfortbetriebe und
Deszendentenfortbetriebe mit nachstehenden Ab-
weichungen anzuwenden:

1. Als Gewinn im Sinne des Einkommensteuer-
gesetzes gelten,

a) wenn der bestellte Geschäftsführer im Be-
trieb mitarbeitet
aa) und keine Gehilfen beschäftigt werden»

zwei Drittel der für den alleinarbeiten-
den Gewerbetreibenden gemäß § 3
Abs. 1 geltenden Sätze,

bb) und Gehilfen beschäftigt werden, die
beim Gewerbetreibenden gemäß § 3
Abs. 1 geltenden Sätze, gekürzt um
ein Drittel der für den alleinarbeiten-
den Gewerbetreibenden in Betracht
kommenden Sätze;

b) wenn der bestellte Geschäftsführer im Be-
trieb nicht mitarbeitet, sondern nur die Ver-
antwortung trägt, bei Beschäftigung von
Gehilfen, die beim Gewerbetreibenden mit
Gehilfen gemäß § 3 Abs. 1 geltenden Sätze,
gekürzt um ein Drittel der beim allein-
arbeitenden Gewerbetreibenden in Betracht
kommenden Sätze, die vorher um die Ab-
schläge gemäß § 3 Abs. 4 zu verringern
sind.

2. Die für die Umsatzbesteuerung maßgebende
Bemessungsgrundlage in Witwenfort- und De-
szendentenfortbetrieben ist in sinngemäßer An-
wendung der Bestimmungen des § 4 zu ermitteln.
Bei Anwendung der Kennzahlen ist jedoch für
den mitarbeitenden Geschäftsführer nicht von
der um ein Drittel gekürzten, sondern von der
ganzen beim alleinarbeitenden Gewerbetreiben-
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den in Betracht kommenden Grundlage, die vor-
her um die Abschläge gemäß § 3 Abs. 4 zu
kürzen ist, auszugehen.

§ 8. (1) Bei den im Abs. 2 angeführten Ge-
werbezweigen, die ohne Beschäftigung von Han-
delsangestellten Handel mit erworbenen Gegen-
ständen betreiben, die von Unternehmen dieser
Gewerbezweige üblicherweise verkauft werden,
ist auf Antrag der Umsatz aus dem Handel mit
diesen Gegenständen auf Grund der im Waren-
eingangsbuch (§§ 127 und 128 der Bundesab-
gabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961) aufzuzeich-
nenden Beträge der Wareneingänge, zuzüglich
des durchschnittlichen Rohaufschlages (Abs. 4) zu
ermitteln, wenn der für das Veranlagungsjahr
aus dem Handel mit diesen Gegenständen er-
mittelte Umsatz nicht mehr als 50 v. H. des
Gesamtumsatzes aus dem Reparatur- und Lei-
stungserlös, jedoch höchstens 100.000 S, beträgt.

(2) Dem Betrag der Wareneingänge ist vor
Berechnung und Zurechnung des branchen-
üblichen durchschnittlichen Rohaufschlages beim
Übergang zur Ermittlung nach Durchschnitts-
sätzen der Bestand an Handelswaren am Ende
des der Durchschnittssatzveranlagung vorange-
gangenen Kalenderjahres hinzuzurechnen.

(3) Der Gewinn aus dem Handel ist derart
zu ermitteln, daß von dem nach Durchschnitts-
sätzen ermittelten Umsatz die Ausgaben für
Wareneingänge aus dem Handelsgewerbe zuzüg-
lich 10% des Handelsumsatzes abgezogen wer-
den.

(4) Für die pauschale Ermittlung des Umsatzes
und des Gewinnes kommen folgende Gewerbe-
zweige mit den angeführten Rohaufschlägen in
Betracht:

(5) Innerhalb der im Abs. 4 festgelegten
Rahmensätze hat das Finanzamt die Höhe des
anzunehmenden Vom-Hundert-Satzes nach den
örtlichen Verhältnissen (Land- oder Stadtbetrieb),
den Konkurrenzverhältnissen, der Geschäfts-
und Auftragslage, der Geschäftsausstattung und
den sonstigen, die Höhe des Rohaufschlages be-
einflussenden Faktoren zu bestimmen. Die örtlich
zuständige Kammer der gewerblichen Wirtschaft
ist vorher um die Erstattung eines Gutachtens
über die Umstände, die für die Bestimmung des
Vom-Hundert-Satzes maßgebend sind, zu ersu-
chen.

(6) Aus dem Betrieb des Handelsgewerbes kann
eine Kürzung der für den Leistungsbetrieb er-
mittelten Bemessungsgrundlagen nicht abgeleitet
werden. Die Einnahmen und der Gewinn aus
Vermittlungsgeschäften sind durch die Durch-
schnittssätze nicht abgefunden und daher geson-
dert zu ermitteln und dem nach Durchschnitts-
sätzen zu ermittelnden Umsatz beziehungsweise
Gewinn hinzuzurechnen.

§ 9. (1) Wurde die Veranlagung für einen Ver-
anlagungszeitraum nach Durchschnittssätzen
durchgeführt, so sind unter den gesetzlichen Vor-
aussetzungen die Veranlagungen nach Durch-
schnittssätzen für alle folgenden Veranlagungs-
zeiträume bis Ende jenes Kalenderjahres durch-
zuführen, in dem der Steuerpflichtige dem Fi-
nanzamt mitteilt, daß er ab dem Beginn des
folgenden Jahres wieder ordnungsmäßige Auf-
zeichnungen führt.

(2) Der Steuerpflichtige hat erhebliche Ab-
weichungen des erzielten Umsatzes von dem auf
Grund der höchsten Kennzahl errechneten Um-
satzbetrag, wenn ihm die Abweichungen nach
den Umständen bekannt sind, dem Finanzamt
spätestens mit Einreichung der Steuererklärung
mitzuteilen.

§ 10. Jene Gewerbetreibenden, deren Bemes-
sungsgrundlagen nach den Bestimmungen dieser
Verordnung zu ermitteln sind, haben Lohn-
konten gemäß § 58 des Einkommensteuergesetzes
1953 und ein Wareneingangsbuch (§§ 127 und
128 der Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/
1961) zu führen. Weiters sind die Steuerpflich-
tigen auch im Falle der Anwendung der Bestim-
mungen dieser Verordnung zur geordneten Auf-
bewahrung der Eingangsfakturen verpflichtet;
von Ausgangsfakturen sind Durchschriften (Ab-
schriften) anzufertigen und geordnet aufzu-
bewahren.

§ 11. Diese Verordnung ist bei der Veran-
lagung für die Kalenderjahre 1966 und 1967 an-
zuwenden.

Schmitz
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6 0 . Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 8. Feber 1967 über
die Ausdehnung der Krankenversicherung
nach dem Bundesangestellten-Krankenver-
sicherungsgesetz 1937, BGBl. Nr. 94, auf die
öffentlich-rechtlichen Bediensteten einiger Ge-
meinden des Bundeslandes Niederösterreich

Auf Grund des § 1 a des Bundesangestellten-
Krankenversicherungsgesetzes 1937, BGBl.
Nr. 94, in der Fassung des § 487 Abs. 1 des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 189/1955, wird verordnet:

Mit Wirksamkeit vom 1. März 1967 werden
die öffentlich-rechtlichen Bediensteten der Stadt-
gemeinde G e r a s , Politischer Bezirk Horn, und
der Gemeinde E b e r g a s s i n g , Politischer Be-
zirk Wien-Umgebung, auf die die Gemeinde-
beamtendienstordnung 1960, LGBl, für das Land

Niederösterreich Nr. 233, Anwendung findet, in
die Krankenversicherung der Bundesangestellten
bei der Krankenversicherungsanstalt der Bundes-
angestellten einbezogen.

Rehor

61. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 31. Jänner 1967, betreffend die Aus-
dehnung des Geltungsbereiches der Konven-
tion über die Rechtsstellung der Flüchtlinge

vom 28. Juli 1951
Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der

Vereinten Nationen haben folgende weitere
Staaten ihre Ratifikations- beziehungsweise Bei-
trittsurkunden zur Konvention über die Rechts-
stellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 (BGBl.
Nr. 55/1955, letzte Kundmachung über den Gel-
tungsbereich BGBl. Nr. 86/1962) hinterlegt:

Der Vorbehalt der T ü r k e i hat folgenden
Wortlaut:

Keine Bestimmung dieser Konvention, kann so
ausgelegt werden, daß Flüchtlingen mehr Rechte
eingeräumt werden, als türkischen Staatsange-
hörigen in der Türkei zuerkannt werden.

Die Erklärung der Türkei hat folgenden Wort-
laut:

A. Die Regierung der Türkischen Republik
gehört den in Artikel 1 Abschnitt A dieser Kon-
vention erwähnten Vereinbarungen vom 12. Mai
1926 und vom 30. Juni 1928 nicht an. Da anderer-
seits die 150 unter die Vereinbarung vom
30. Juni 1928 fallenden Personen auf Grund des
Gesetzes Nr. 3527 amnestiert worden sind, sind
die in dieser Vereinbarung vorgesehenen Be-
stimmungen hinsichtlich der Türkei nicht mehr
gültig. Infolgedessen betrachtet die Regierung
der Türkischen Republik die Konvention vom
28. Juli 1951. unabhängig von den oben erwähn-
ten Vereinbarungen.

B. Für Verpflichtungen aus dieser Konvention
versteht die Regierung der Republik unter den

in Artikel 1 Abschnitt B zitierten Worten „vor
dem 1. Jänner 1951 eingetretene Ereignisse" Er-
eignisse, die vor dem 1. Jänner 1951 in Europa
eingetreten sind.

C. Ebenso ist die Regierung der Republik der
Auffassung, daß der in Artikel 1 Abschnitt C
der Konvention erwähnte Akt der Inanspruch-
nahme oder des Wiedererwerbes — nämlich
„wenn sie sich freiwillig wieder unter den Schutz
ihres Heimatlandes gestellt hat; oder die ver-
lorene Staatsangehörigkeit freiwillig wieder er-
worben hat" — nicht nur vom Begehren der
betreffenden Person, sondern auch von der Zu-
stimmung des betreffenden Staates abhängt.

G h a n a , G a b o n , die Vereinigte Republik
T a n g a n j i k a und S a n s i b a r , L i b e r i a ,
K o n g o (Demokratische Republik) und K e n i a
haben gemäß Artikel 1 Abschnitt B Ziffer 1 er-
klärt, daß die in Artikel 1 Abschnitt A enthalte-
nen Worte „vor dem 1. Jänner 1951 eingetretene
Ereignisse" so verstanden werden sollen, daß sie
sich auf Ereignisse beziehen, die vor dem 1. Jän-
ner 1951 in Europa oder anderswo eingetreten
sind.
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P e r u hat gemäß Artikel 1 Abschnitt B
Ziffer 1 erklärt, daß die in Artikel 1 Abschnitt A
enthaltenen Worte „vor dem 1. Jänner 1951 ein-
getretene Ereignisse" so verstanden werden
sollen, daß sie sich auf Ereignisse beziehen, die
vor dem 1. Jänner 1951 in Europa eingetreten
sind.

Die folgenden Staaten haben zu den ange-
führten Zeitpunkten erklärt, sich an diese Kon-
vention gebunden zu erachten, deren Anwendung
bereits vor Erlangung der Unabhängigkeit auf
die Gebiete dieser Staaten ausgedehnt worden
war:

Togo 27. Feber 1962
Dahomey 4. April 1962
Zentralafrikanische

Republik 4. September 1962
Kongo (Brazzaville) 15. Oktober 1962
Algerien (mit nach-

stehender Erklä-
rung) 21. Feber 1963

Senegal 2. Mai 1963
Cypern 16. Mai 1963
Jamaika (mit nach-

stehender Erklä-
rung) 30. Juli 1964

Guinea (mit nach-
stehender Erklä-
rung) 28. Dezember 1965

Gambia (mit nach-
stehender Erklä-
rung) 7. September 1966

J a m a i k a hat erklärt, daß es die seitens des
Vereinigten Königreiches von Großbritannien
und Nordirland anläßlich der Ausdehnung des
Geltungsbereiches der Konvention auf Jamaika
erklärten Vorbehalte (BGBl. Nr. 100/1958) be-
stätigt und aufrechterhält.

G a m b i a hat gemäß Artikel 1 Abschnitt B
Ziffer 1 erklärt, daß die in Artikel 1 Abschnitt A
enthaltenen Worte „vor dem 1. Jänner 1951
eingetretene Ereignisse" so verstanden werden
sollen, daß sie sich auf Ereignisse beziehen, die

vor dem 1. Jänner 1951 in Europa oder anders-
wo eingetreten sind.

A l g e r i e n und G u i n e a haben gemäß Ar-
tikel 1 Abschnitt B Ziffer 2 erklärt, daß sie ihre
Verpflichtungen aus dieser Konvention durch
Annahme der Alternative b des Artikels 1 Ab-
schnitt B Ziffer 1 erweitern.

Weiters haben auch folgende Staaten zu den
angeführten Zeitpunkten gemäß Artikel 1 Ab-
schnitt B Ziffer 2 erklärt, daß sie ihre auf Grund
dieser Konvention übernommenen Verpflichtun-
gen durch Annahme der Alternative b des Ar-
tikels 1 Abschnitt B Ziffer 1 erweitern:

Kamerun 29. Dezember 1961
Zentralafrikanische

Republik 15. Oktober 1962
Togo 23. Oktober 1962
Senegal 12. Oktober 1964
Niger 7. Dezember 1964

D ä n e m a r k hat am 23. August 1962 mit-
geteilt, daß es den anläßlich der Ratifikation der
Konvention gemachten Vorbehalt zu Artikel 14
(BGBl. Nr. 55/1955) gemäß Artikel 42 Ziffer 2
mit Wirkung vom 1. Oktober 1961 zurückziehe.

Die S c h w e i z hat am 18. Feber 1963 mit-
geteilt, daß sie den anläßlich der Ratifikation der
Konvention gemachten Vorbehalt zu Artikel 24
Ziffer 1 lit. a und b und Ziffer 3 (BGBl. Nr. 197/
1955) gemäß Artikel 42 Ziffer 2 zurückziehe,
soweit dieser Vorbehalt die Alters- und Hinter-
bliebenenversicherung betrifft.

I t a l i e n hat am 20. Oktober 1964 mitge-
teilt, daß es die anläßlich der Unterzeichnung
der Konvention gemachten und anläßlich deren
Ratifikation bestätigten Vorbehalte zu den Ar-
tikeln 6, 7, 8, 19, 22, 23, 25 und 34 (BGBl.
Nr. 55/1955) zurückziehe. In dieser Mitteilung
wurde festgestellt, daß Italien seine gemäß Ar-
tikel 1 Abschnitt B Ziffer 1 abgegebene Erklärung
aufrechterhalte und die Bestimmungen der Ar-
tikel 17 und 18 weiterhin nur als Empfehlungen
anerkenne.

Klaus

6 2 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 6. Feber 1967, betreffend Abänderungen
und Ergänzungen der Satzung der Europäischen Kernenergieagentur (ENEA)

Durch Beschlüsse des Rates der Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) vom 30. September 1961 beziehungsweise vom 23. Feber 1965 wurden Artikel 6
lit. b, Artikel 7 lit. a, Artikel 12 lit.b und Artikel 20 lit. a der Satzung der Europäischen Kernenergie-
agentur, BGBl. Nr. 141/1961, abgeändert sowie durch einen neuen Artikel 21 ergänzt; diese Artikel
haben demnach zu lauten wie folgt:

(Übersetzung)
Artikel 6 lit. b

Zu diesem Zweck hat die
Agentur geeignetenfalls den Ab-
schluß von Verträgen für Roh-
stofflieferungen eventuell auch
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aus Drittländern durch die Or-
ganisation gemäß Artikel 5
lit. c des Übereinkommens
vom 14. Dezember 1960 oder
durch die Teilnehmerstaaten zu
fördern. Der Direktionsausschuß
übt die der Organisation auf
Grund dieser Verträge über-
tragenen Funktionen aus.

Artikel 7 lit. a

Die Agentur ist angewiesen,
gemeinsam mit dem Handels-
ausschuß über Maßnahmen zu
einer möglichst freizügigen Ge-
staltung des internationalen
Handelsverkehrs in Produkten,
die für die Erzeugung und Ver-
wendung von Atomenergie für
friedliche Zwecke wichtig sind,
zu beraten.

Artikel 12 lit. b

Die Regierungen Japans,
Kanadas und der Vereinigten
Staaten von Amerika werden
eingeladen, sich an den Arbeiten
der Agentur zu beteiligen.

Artikel 20 lit. a

Teilnehmerstaaten sind die
Staaten, deren Regierungen an
der vorliegenden Beschlußfas-
sung mitgewirkt haben. Asso-
ziierte Staaten sind Japan,
Kanada und die Vereinigten
Staaten von Amerika.

Artikel 21

Die Bestimmungen des Zu-
satzprotokolls Nr. 1 zu dem
Übereinkommen über die Or-
ganisation für Wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwick-
lung finden Anwendung auf die
Vertretung der Europäischen
Atomgemeinschaft (EURA-
TOM) in der Agentur und
ihrem Direktionsausschuß sowie
auf die Teilnahme der Kommis-
sion der genannten Gemein-
schaft an den Arbeiten der
Agentur und ihres Direktions-
ausschusses.

Der bisherige Artikel 21 wird
Artikel 22.

Klaus
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6 3 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 9. Feber 1967, betreffend den Geltungs-
bereich des Allgemeinen Abkommens über
die Privilegien und Immunitäten des Europa-
rates samt Zusatzprotokoll sowie des Zweiten
und Vierten Protokolls zum Allgemeinen
Abkommen über die Privilegien und Immu-

nitäten des Europarates

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates hat die Schweiz am 29. November
1965 ihre Beitrittsurkunde zum Allgemeinen Ab-
kommen über die Privilegien und Immunitäten
des Europarates vom 2. September 1949 samt
Zusatzprotokoll vom 6. November 1952 (BGBl.
Nr. 127/1957, letzte Kundmachung betreffend
den Geltungsbereich BGBl. Nr. 64/1960) sowie
ihre Ratifikationsurkunde zum Zweiten Proto-
koll zum Allgemeinen Abkommen über die
Privilegien und Immunitäten des Europarates
vom 15. Dezember 1956 (BGBl. Nr. 13/1959,
letzte Kundmachung betreffend den Geltungsbe-
reich BGBl. Nr. 121/1964) hinterlegt.

Nach weiteren Mitteilungen des Generalsekre-
tärs des Europarates ist das Vierte Protokoll zum
Allgemeinen Abkommen über die Privilegien und
Immunitäten des Europarates vom 16. Dezember
1961 (BGBl. Nr. 88/1962, letzte Kundmachung
betreffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 122/
1964) für folgende Staaten in Kraft getreten:

Staaten: Datum des Inkrafttretens:

Belgien 4. Juni 1964
Türkei 1. März 1965
Griechenland 24. Mai 1965
Schweiz 29. November 1965
Italien 20. September 1966

Klaus

6 4 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 10. Feber 1967, betreffend die Ratifi-
kation des Europäischen Kulturabkommens

durch Malta

Nach einer Mitteilung des Generalsekretärs des.
Europarates hat Malta am 12. Dezember i966
seine Ratifikationsurkunde zum Europäischen
Kulturabkommen vom 19. Dezember 1954
(BGBl. Nr. 80/1958, letzte Kundmachung über
den Geltungsbereich BGBl. Nr. 44/1963) hinter-
legt.

Klaus

6 5 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 14. Feber 1967, betreffend die Aus-
dehnung des Geltungsbereiches des Abkom-

mens über deutsche Auslandsschulden

Einer Mitteilung der Regierung des Vereinigten
Königreiches von Großbritannien und Nord-
irland zufolge ist die Regierung der Republik
Chile dem Abkommen über deutsche Auslands-
schulden (BGBl. Nr. 203/1958, letzte Kund-
machung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 192/1960) mit Wirkung vom 15. Oktober
1963 beigetreten.

Italien hat am 19. Juli 1966 bei der Regierung
des Vereinigten Königreiches die Ratifikations-
urkunde zu diesem Abkommen hinterlegt.

Klaus

6 6 . Notenwechsel über die Abschaffung des Sichtvermerkzwanges zwischen Österreich und
Malta

Malta High Commission
L o n d o n

Ref. HCL. 16/82

Herr Botschafter!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Regierung von Malta zur Erleichterung
des Reiseverkehrs bereit ist, mit der Bundes-
regierung der Republik Österreich ein Abkom-
men über die Abschaffung des Sichtvermerk-
zwanges folgenden Inhaltes zu schließen:

Artikel 1

Österreichische und maltesische Staatsbürger,
die einen von den zuständigen Behörden ihres
Landes ausgestellten gültigen Reisepaß besitzen,
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dürfen zu einem nicht Erwerbszwecken dienen-
den Aufenthalt sichtvermerksfrei in das Gebiet
des anderen Vertragsstaates einreisen und sich
dort drei Monate aufhalten.

Artikel 2

Für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit oder
für einen drei Monate übersteigenden Aufenthalt
im Gebiet des anderen Vertragsstaates ist ein
konsularischer Sichtvermerk erforderlich, der ge-
bührenfrei erteilt wird.

Artikel 3

Die Bestimmungen dieses Abkommens befreien
die österreichischen und maltesischen Staats-
bürger nicht von der Verpflichtung, die malte-
sischen und österreichischen Gesetze und Vor-
schriften, betreffend die Einreise und den Auf-
enthalt von Ausländern, zu beachten.

Artikel 4

Die zuständigen österreichischen und maltesi-
schen Behörden behalten sich das Recht vor,
Personen, die sie als unerwünscht ansehen, die
Einreise in ihr Land oder den Aufenthalt in
demselben zu verweigern.

Artikel 5

Jeder der beiden Vertragsstaaten kann aus
Gründen der öffentlichen Sicherheit, Ordnung
oder Gesundheit die Anwendung dieses Abkom-
mens vorübergehend aussetzen. Einführung und
Aufhebung dieser Maßnahme sind dem anderen
Vertragsstaat unverzüglich auf diplomatischem
Wege mitzuteilen.

Artikel 6

Jeder der beiden Vertragsstaaten kann dieses
Abkommen unter Beachtung einer dreimonatigen
Frist aufkündigen.

Falls die Bundesregierung der Republik Öster-
reich diesem Wortlaut zustimmt, beehre ich mich
vorzuschlagen, daß diese Note und die Antwort-
note Eurer Exzellenz ein Abkommen zwischen
unseren beiden Regierungen bilden, welches
30 Tage nach Vornahme des Notenwechsels in
Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, die Ver-
sicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung.

London, den 21. Dezember 1966.

Axisa m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn DDr. Josef A. Schöne r ,
a. o. u. bev. Botschafter
der Republik Österreich,
L o n d o n
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Österreichische Botschaft
L o n d o n

Zl. 7941-A/66

Exzellenz!

Ich beehre mich, den Empfang der Note Eurer
Exzellenz vom 21. Dezember 1966, HCL. 16/82,
zu bestätigen, welche folgenden Inhalt hat:

„Herr Botschafter!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Regierung von Malta zur Erleichterung
des Reiseverkehrs bereit ist, mit der Bundes-
regierung der Republik Österreich ein Abkom-
men über die Abschaffung des Sichtvermerk-
zwanges folgenden Inhaltes zu schließen:

Artikel 1

Österreichische und maltesische Staatsbürger,
die einen von den zuständigen Behörden ihres
Landes ausgestellten gültigen Reisepaß besitzen,
dürfen zu einem nicht Erwerbszwecken dienen-
den Aufenthalt sichtvermerksfrei in das Gebiet
des anderen Vertragsstaates einreisen und sich
dort drei Monate aufhalten.

Artikel 2

Für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit oder
für einen drei Monate übersteigenden Aufenthalt
im Gebiet des anderen Vertragsstaates ist ein
konsularischer Sichtvermerk erforderlich, der ge-
bührenfrei erteilt wird.

Artikel 3

Die Bestimmungen dieses Abkommens befreien
die österreichischen und maltesischen Staats-
bürger nicht von der Verpflichtung, die malte-
sischen und österreichischen Gesetze und Vor-
schriften, betreffend die Einreise und den Auf-
enthalt von Ausländern, zu beachten.

Artikel 4

Die zuständigen österreichischen und maltesi-
schen Behörden behalten sich das Recht vor,
Personen, die sie als unerwünscht ansehen, die
Einreise in ihr Land oder den Aufenthalt in
demselben zu verweigern.

Artikel 5

Jeder der beiden Vertragsstaaten kann aus
Gründen der öffentlichen Sicherheit, Ordnung
oder Gesundheit die Anwendung dieses Abkom-
mens vorübergehend aussetzen. Einführung und
Aufhebung dieser Maßnahme sind dem anderen
Vertragsstaat unverzüglich auf diplomatischem
Wege mitzuteilen.
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Artikel 6

Jeder der beiden Vertragsstaaten kann dieses
Abkommen unter Beachtung einer dreimonatigen
Frist aufkündigen.

Falls die Bundesregierung der Republik Öster-
reich diesem Wortlaut zustimmt, beehre ich mich
vorzuschlagen, daß diese Note und die Antwort-
note Eurer Exzellenz ein Abkommen zwischen
unseren beiden Regierungen bilden, welches
30 Tage nach Vornahme des Notenwechsels in
Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, die Ver-
sicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung."

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Bundesregierung der Republik Öster-
reich diesem Vorschlag zustimmt und somit die
Note Eurer Exzellenz und diese Antwortnote-
ein Abkommen zwischen unseren beiden Regie-
rungen bilden, welches 30 Tage nach Vornahme
des Notenwechsels in Kraft tritt.

Genehmigen Eure Exzellenz die Versicherung
meiner ausgezeichneten Hochachtung.

London, den 21. Dezember 1966.

Schöner m. p.

Seiner Exzellens
Herrn John F. Axisa
Hochkommissar von Malta
L o n d o n

Das in diesem Notenwechsel enthaltene Abkommen ist am 20. Jänner 1967 in Kraft getreten.

Klaus
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